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Hmtlicber Teil .
Vsdiscber LsndeselektrizitSts- und

MgsserwirtscbMsrat.
** Die lebhafte Entwicklung , in der die Waffelwirtschaft und

Elektrizitätswirtschaft in Baden zurzeit stehen , hat bei der
badischen Regierung den Wunsch gezeiligt , die beteiligten
Kreise des WirtschastslchenS zur Bcratrlng der einschlägigen
Fragen mit heranzuziehen . Der im Jahre 1608 gegründete
Wafferwirtschaftsrat , der bisher zu einer einzigen Tagung ein¬
berufen worden war , konnte indessen den heutigen Anforde¬
rungen nicht mehr voll entsprechen . Es wird daher in den
nächsten Tagen ein neuer Landeselektrizitäts - u .
Wasserwirt schaftsrat durch Berordnung des Staats¬
ministeriums ins Leben gerufen werden , der sich in seiner Zu -
sammensetzung zwar an den früheren Wafferwirtschaftsrat an¬
lehnt , diesen aber nach verschiedenen Richtungen noch ausbaut .
Dabei muffte jedoch die Zahl der in diese Körperschaft zu be¬
rufenden Persönlichkeiten nach Möglichkeit beschränkt werden ,
um einerseits die Berhandlungsfähigkeit der Körperschaft zu
erhöhen , andererseits einen allzuhohen Aufwand an Tagegel¬
dern und Reisekosten zu vermeiden . Es mutzte daher von
vornherein darauf verzichtet werden , das Gewicht der einzelnen
Gruppen von Beteiligten etwa durch die Zahl der von den ein¬
zelnen Gruppen zu Berufenden zum Ausdruck zu bringen . Dies
möge insbesondere von allen denjenigen Kreisen berücksichtigt
werden , deren Wünsche hinsichtlich der Zahl ihrer Vertreter
etwa nicht voll erfüllt sein sollten . Sie können versichert sein ,
daff den Ausführungen eines einzelnen Vertreters ein ebenso
starkes Gewicht zukommen kann , wie den Ausführungen einer
Mehrzahl von Vertretern .

Eine Vereinfachung wurde auch in der Richtung angestrebt ,
daff umständliche und kostspielige Wahlen von Vertretern ver¬
mieden w rden , und daff an deren Stelle grundsätzlich die Be¬
rufung von Vertretern durch die gesetzlichen oder freiwillig
organisierten Verbände der einzelnen Wirtschaftskreise treten
soll.

Der Landeselektrizitäts - und Wasserwirtschaftsrat hat die
Aufgabe , das Arbeitsministcrium in Angelegenheiten , welche
die Nutzbarmachung von Wasserkräften , die Elektrizitätsversor¬
gung des Landes und den Ausbau der Wasserstraßen betreffen ,
soweit ihnen eine allgemeine Bedeutung zukommt , zu beraten .
Dabei wird er nach seiner Zusammensetzung insbesondere auch
die Wünsche der Abnehmerschaft der Elektrizitätsunterneh¬
mungen des Landes zu erörtern und gegen die Jntereffen der
gleichfalls vertretenen Werke abzuwägen haben .

* Die auswärtige (Politik
der Großmächte.

Als kürzlich bei einem der geselligen Abende beim ba¬
dischen Staatspräsidenten der Karlsruher Hochschulpro¬
fessor für Geschichte Dr . Schnabel, eintzn Vortrag über die
Rheinpolitik der Franzosen hielt, wurde dieser Vortrag
von allen Antvesenden als ein höchst willkommener Bei¬
trag zur besseren Betrachtung der heutigen weltpolitischen
Lage enlpfunden ; cs wurde aber auch hie und da der
Wunsch geäußert , einmal eine knappe und wirklich zuver¬
lässige Darstellung der auswärtigen Politik aller Groß¬
mächte zu empfangen.

Dieser Wunsch wird jetzt befriedigt durch das Erscheineneines Buches , auf das wir um so lieber empfehlend auf¬
merksam machen, als es in seinen Grundzügen von den¬
selben Auffassungen ausgeht , die wir an dieser Stelle ver¬treten haben. Das Buch betitelt sich „Die auswär¬tige Politik der Großmächte 1494/1919 " undist verfaßt von dem außerordentlichen Geschichtsprofessoran der llnrversiiät Heidelberg, Wolfgang Windel¬band Leiten , Deutsche Verlagsanstalt in Stuttgart ).

unser deutsches Volk ein historisch-politi¬sches Werk dargeboten, das ihm am besten den Wegweisen kann zum Verständnis der heuti¬gen weltpolitischen Lage . Und diese Anerken¬nung der Arbeit Windelbands besteht auch dann noch zuRecht, wenn man in einigen Punkten die politische Beur¬teilung für nicht ganz zutreffend hält . Allerdings setztdas Buch gewisse geschichtliche Vorkenntnisse Doraus . DerScfe/ muß ungefähr den großen Gang der geschichtlichenEreignisse in den letzten Jahrhunderten vor Augen haben,wenn er einen jeden Satz des Buches verstehen will !Aber auch der mit geschichtlichem Wissen unbeschwerteLeser wird sehr rasch die roten Fäden , die sich durch dieArbeit ziehen , aufnehmen können und im Großen und

Ganzen sehr wohl imstande sein , das zu verstehen, was
Windelband klar machen will.

Dem Politiker , dem Publizisten , dem Lehrer und dem' Geschichtsfreund , d . h . also allen Volksgenossen , bei denen
geschichtliche Kenntnisse vorauszusetzen sind , wird die Lek¬
türe des Buches nicht nur reiche Belehrung und Anregung
bringen , sondern ihnen geradezu einen Genuß bereiten,da hier, zum ersten Mal in solcher Form , in überaus le¬
bendiger und fesselnder Sprache , in einem musterhaften
Stil die außenpolitischen Zusammenhänge jener ge¬
schichtlichen Vorgänge geschildert werden, die die große
Maste bisher nur im Einzelnen kannte und nach dieser
Einzelkenntnis bewertete. Windelband zeigt uns im sei¬
nem Werk die auswärtige Politik der Groß¬
mächte als Ganzes . Und naturgemäß wird da¬
durch die Beurteilung der Vorgänge auf ein ganz anderes
Niveau gehoben . Der Standpunkt des Verfassers und
damit auch der des Lehrers ist so, daß jetzt weiteste Strek »
ken überblickt werden können , und Zusammenhänge klar
werden, die bisher nicht so ohne Weiteres erkannt iverden
konnten, und auf die einzugehen in den Schulen bisher
im Allgemeinen vermieden wurde.

Man könnte sich denken , daß auf der Grundlage des
Windelbandschen Werkes ein für Lehrerund Schu -

~f6n zurechtgemachtes Lehrbuch entstünde, das
denen, die es lesen, dann jedenfalls zehnmal mehr wirkliche
Kenntnis und Erkenntnis übermitteln würde , als das bei
dem heutigen Geschichtsunterricht , der sich doch vielfach
nur an Einzeltatsachen und an einzelne Daten , an mar¬
kante Ereignisse, wie Schlachten z. B . hält , der Fall ist.

Die historische Zuverlässigkeit und Ehr¬
lichkeit des Buches ist und bleibt seine beste
Empfehlung . Es ist in wissenschaftlicher Hinsicht
absolut einwandsfrei . Der Verfasser ist nicht nur theo-

■ retisch ein Vertreter der Forderung , daß die geschichtliche
Forschung und Darstellung objektiv zu sein habe, son¬dern er setzt dieses sein Postulat auch selber unmittelbar
in die Wirklichkeit um . Er sucht nach Erkenntnis , und er
hält es wohl auch, vom vaterländischen Gesichtspunkt aus
gesehen, für das Beste, wenn unser ganzes Volk
dieser Erkenntnis teilhaftig wird .

Man lese einmal die Ausführungen Windelbands (fol.264) , in denen er sich mit jener Geschichtsauffassung aus¬
einandersetzt , die um des sog. nationalen Zweckes willen
eine Persönlichkeit , wie Napoleon I ., der Deutschland so
tief demütigte, nur deshalb abfällig beurteilt , weil sie
sich diese Demütigung gestatten durfte . Es ist , so sagtWindelband, eine der traurigen Begleiterscheinungen des
Weltkrieges gerade in geistiger Beziehung, daß ein falsch
verstandener und versetzter Patriottsmus derartige , durch
nichts anderes als das reine Streben nach Wahrheit her¬
vorgerufene Versuche (nämlich einer gerechten Beurteilung
Napoleons I .) für unvaterländisch erklären will . Auch
ernste Historiker sind der Massensuggestion unterlegenund haben in den Ruf eingestimmt, daß der Mann , der
Deutschland ernidrigt hot, wie kein anderer , bis auf un¬
sere Tage , notwendig moralisch verwerflich sein müsse ,und daß deshalb solche. „Rechtfertigungen" zu unterbleiben
hätten . Es ist eine eigentümliche Auffassung von Wissen¬
schaft, die anderen großen Eroberer der Weltgeschichte als
Heroen zu preisen und über Napoleon den Stab zu bre¬
chen, iveil eben unser Deutschland sein Opfer gewesen ist.Es ist nicht unsere Aufgabe, zu rechtfertigen oder zu ver¬
urteilen , sondern zu verstehen , „wie es gewesen ist." Die
schulmeisterliche Pedanterie , die in der Politik uns so
fürchterlichen Schaden zugefügt hat, sollte nicht auch in
der Wissenschaft Platz greifen.

"
Einem Historiker, der solche Worte schreibt, wird man

sich gerne anvertrauen wollen. Selbstverständlich wird
durch diese wissenschaftliche Objektivität die Tatsache, daß
Windelband ein Deutscher ist und als Deutscher empfindet ,
nicht im geringsten beeinträchtigt. M m muß nur einmal
die Kapitel lesen, die sich mit Bismarck beschäftigen ;hier schimmert bei aller Sachlichkeit und bei aller Objek¬tivität ein vaterländischer Stolz durch seine Darstellung
hindurch, den wir wohl Mitempfinden können.Was den W el t k r i e g betrifft , so beurteilt Windelband
die deutsche und österreichische Politik eher um eine Nu¬
ance zu nachsichftg. Und so laufen denn hie und da An¬
sichten unter , die wir nicht unterschreiben möchten . Aber,im Ganzen genommen, bedeutet gerade dieser Teil seines
Buches eine historische Verurteilung des alten Staates
und der auswärtigen Politik unter Wilhelm II . , wie sievon der Geschichtswissenschaft bisher kaum rückhaltloser
ausgesprochen wurde.

Er spricht von der „unverzeihlichen Schuld der Reichs¬
leitung " «c hat richtig erkannt, daß Flottenbau und

deuffche Orientpolitik England und Rußland zu¬
sammentreiben mußten , er stellt fest , daß „die
deutsche Politik zu sehr auf materielle und zu wenig auf
physiologische Momente eingestellt war und daher den
Eindruck brutaler Plumpheit erweckte", er nennt
unser damaliges Auftreten „drohend und brüsk" im An¬
fang , zurückweichend im weiteren Gang der EreignisseEr verurteilt unser Verhalten auf der Haager Konferenzund die ablehnende Haltung von Tirpiz bei den Verhand¬
lungen mit England . Er gibt zu , daß „auf der anderen
Seite die Zahl der Alliierten von Monat zu Monat ge¬
wachsen sei, zum guten Teil durch schlimme Fehlerder deutschen Diplomatie .

" Und er schreibt in
diesem Zusammenhang den nicht mehr zu erschütternden
Satz , daß „die weltpolitische Einsicht der deutschen Staats¬
männer unzureichend gewesen ist , und daß ihre Kurzsich-
tigkeit und Befangenheit in eingefahrenen Geleisen
fürchterliche Folgen für das deutsche Volk
gehabt hat .

"
Im übrigen hebt seine Darstellung die Geschichte des

Weltkrieges aus dem Streft der gegenseitig sich
bekämpfenden Nationalismen , aus der moralisierenden
Disputation über die Schuldfrage heraus in den Bereich
h i st o r i s ch e r E r k e n n t n i s . Und da sehen wir denn
von neuem, daß diese ganze Disputafton an sich ein
Fehler ist , weil sie den wirklichen Taffachen und Zusam¬
menhängen gar nicht gerecht wird und prakttsch die Bahn
zum Wiederaufbau nicht frei macht. Politische Gründe
werden Deutschland vielleicht oder wahrscheinlich retten,moralische aber gewiß nicht. Das ist erbärmlich und eine
Schande für die ganze Menschheit , aber es ist nun ein-
mal so .

Wir schließen mit einer nochmaligen warmen Empfeh-
lung dieses Buches . Es wurde lange vermißt und ver¬dient doppelt herzlich begrüßt zu werden , nun es da ist.Es sollte internem Hause fehlen , in welchem man auf eine
einigermaßen selbständige Beurteilung der außenpo¬
littschen Ereignisse des Tages Wert legt . Es ist hierfürdie beste Grundlage und bietet den Genuß einer wahrhaftanregenden , ja teilweise geradezu spannenden Lektüre .

Curt Amend .

DolLtiscke Neuigkeiten .
Die Ikonkerenz sm Äuai d'Grsay.

Die belgischen Minister Theunis und Jasper sind gesternkurz nach 1 Uhr mittags in Paris eingetroffen und haben inder belgischen Botschaft gefrühstückt . Die Konferenz am Quaid'Orsay begann um 3 Uhr 25 . Belgischerseits wohnte ihraußer den beiden Ministern der Botschafter in Paris , Baro »
Gaisfier d' Nestroy , bei ; französischerseits nahm außer Pol » ,care » der Finanz - und der Kriegsminister sowie die Ministerfür die befreiten Gebiete und für öffentliche Arbeiten teil .Außerdem waren der Leiter der französisch - belgischen Ing «,
nieurkommiffion im Ruhrgebiet , Guilleaume , und der Direk -tor der französisch -belgischen Eisenbahnregie im besetzten Ge -biet , Bröaud , zugezogen . Um 7 Uhr abends war die Sitzungbeendet . Der Presse wurde folgendes Communique übermit -telt :

„ Die belgische und die ftanzösische Regierung , in gle -'cher
Weise entschlossen, ihre Aktion im Ruhrqebiet fortzuseben , bi»
Deutschland sich entschließt , unmittelbare Vorschläge für die
Bezahlung der Reparationen zu machen , haben eine ganzeReih « neuer Maßnahmen ins Auge gefaßt , um ihren Druck
zu verstärken und ihn so lange fortzuseben , wie es nötig seinwird . Sie haben außerdem eine Anzahl von Beschlüssen ge¬troffen , um die Abfuhr von Kohle und K»K zu beschleunige «,um den Eingang der Kohlensteuer sicherzustellen und um denBetrieb der Eisenbahnregie immer mehr zu verbeffern . Siewerden morgen vormittag wieder zusammentreten , um na -
mentlich die Fragen der Buchführung der interalliierten
Dienstellen , der Verwendung des Ertrages der Pfänder , der
Geldstrafen und der Kapitalbcschlagnahme sowie der Sachliefe -
rüngen usw . zu prüfen ."

London zur französisch-belgischen Anssprache .
Die französisch -belgische Aussprache , obwohl an sich nicht «

Ungewöhnliches , da eine solche alle paar Wochen stattfindeyerregt das starke Interesse Londoner politischer Kreise , weilerwartet wird , daß Loucheur » Bericht zur Sprache kommt , indem gesagt wird , daß Bonar Law den Wunsch geäußert habe ,die ftanzösische Regierung möge die von Loucheur privatim
vorgetragenen Ideen offiziell nach London übermitteln . Der
französische Botschafter wurde nach seiner Rückkehr aus Pari »von Bonar Law empfangen . Wie der diplomatische Korre¬
spondent des „Daily Telegraph " mitteilt , überbrachte Herr St .Anlaire naturgemäß keine Vorschläge, sondern bezweckte le-
diglich , nochmals vor der französisch - belgischen Konferenz und
der erwarteten Erklärung Poincarös in Dünkirchen die eng¬
lische Meinung über gewisse Punkte zu erfahren , also ge¬
wissermatzen sich offiziell bestätigen zu lassen, was
geantwortet wurde . Bonar Law soll anerkannt haben , dchD
man , nachdem die Ruhraktio « einmal erfolgt sei, billigerweift
nicht verlangen könne , daß sich Frankreich zurückziehe, oevo»



man -in -i>ei Zusammenarbeit mit England von deutscher Seite
nicht nur befriedigende Bedingungen , sondern wirkliche Ga¬
rantien und ein beträchtliches Maß von Ausführung erzielt
habe. Zugleich wünsche Bonar Law aber eiue Interpretation
darüber , was mit der Phrase von der progressiven Räumung
« nd mit der Bedingung gemeint sei, das; Frankreich dasTlluhr «
gebiet nicht restlos räume , bevor aller- erfüllt sei . Im übrigen
seien Bonar Law und der Botschafter einig, datz nur
rin konkretes und inhaltsreiches deutsches Angebot Aussicht
hätte , gehört zu werden. Die Aussprache blieb aus solche Bvr »
fragen beschränkt , insbesondere kam cs zu keiner Erörterung
der interalliierten Schulden oder der Rheinlandfrage .

Die Auffassung herrscht in London vor , daß eine Erklärung
des Reichskanzlers Enno wenig förderlich sei , wenn sie an
Stelle eines .konkreten Vorschlags lediglich den Gedanken eines
knternationalrn Schiedsspruchs wiederhole.

Line deutsche Protestnote an Frankreich.
Der deutsche Geschäftsträger In Paris ist angewiesen wor¬

be», der französischen Regierung folgende Note zu übergeben :
Der frühere Neichsposiminifter Giesbcrts , der frühere preu¬

ßische Ministerpräsident Slcgerwald und der Staatssekretär in
der Reichskanzlei Hamm , sämtlich Mitglieder des Reichstags,
die sich zur Teilnahme an der Beisetzung der am Ostersamstag
getöteten Arbeiter nach Essen begeben wollten, sind am 9 .
April , abends gegen 10 Uhr, in Scharnhorst von den Kontroll¬
organen der französischen Lesatzu-ngsarmee aus dem Zug ge¬
holt und festgenommen worden. Die Festnahme wurde gegen¬
über den Herren Giesberts und Stegerwald mit dem Verdacht,
daß sie im Aufträge der Regierung reisten, gegenüber dem
Staatssekretär Hamin mit der Behauptung begründet , dah er
als Mitglied der Reichsregierung auf der Liste der bei einer
Einreise in das Einbruchsgebiet zu verhaftenden Personen stehe.
Obwohl die Herren Giesberts und Stegerwald auf - den rein
privaten Chaeakter ihrer Reise Hin-Wiesen, und obwohl der
Staatssekretär Hamm darlegte, daß er nicht Mitglied dek
Reichsregierung sei, und von dieser lediglich den Auftrag zur
Teilnahme an den Beisetzungsfeierlichkeiten erhalten habe,
wurden alle drei in Haft behalten und nachts nach 1 Uhr im
Kraftwagen - nach Eastrop gekrackt , wo sie den Rest der Nacht
ohne jede Schlafgelegenheit in einem Schulsaal zubringen muß¬
ten. Am folgenden Morgen gegen 9 Uhr wurden sie von dem
französischen Divisionskommandanten empfangen , der die Her¬
ren Giesberts und Stegerwald an die Grenze des Einbruchs¬
gebiets zurückbringen liest , den Staatssekretär Hamm dagegen
weiter festhielt, um die Entscheidung des .kommandierenden Ge¬
nerals einzuholen. Erst gegen halb 8 Uhr abends wurde Herrn
Hamm der Befehl des kommandierenden Generals mitgeteilt ,
der seine Rückbeförderung an den Ort seines Eintritts in das
Einbruchsgebiet anordnete und ihm zugleich eine neue Einreise
unter schwerer Strafe verbot.

Der Vorfall ist ein typisches Beispiel für die rücksichtslose
Willkür, mit der die französischen Truppen im Ruhrgebiet ge¬
gen Deutsche glauben Vorgehen zu dürfen . Es lag hier zutage,
dah die Herren Giesberts , Stegerwald und !Hamm nichts an¬
deres beabsichtigten , als durch die Teilnahme an den Beiset-
ßungsfeierlichkeiten in Essen einen Akt der Pietät zu erfüllen.
Sie sind gewaltsam hieran gehindert, überdies völlig zweck¬
los geraume Zeit ihrer Freiheit beraubt worden. Dah die
Anordnungen der französischen Befehlshaber , die den Aufent¬
halt von Mitgliedern der Reichsregierung und der Länderregie¬
rungen im Ruhrgebiet verhindern wollen, keinerlei Rechtsver¬
bindlichkeit haben, ist von der deutschen Regierung schon früher
festgestellt worden. Aber nicht einmal vom Standpunkt jener
Anordnungen kann die jetzt getroffene Mastnahme gerechtfer¬
tigt werden, da den französischen Kontrollorganen sofort dar¬
gelegt worden ist , dah die Herren Giesberts und Stegerwald
überhaupt nicht mehr im Staatsdienst stehen und dah der
Staatssekretär Hamm nicht Mitglied der Reichsregierung ist.

Die deutsche Regierung protestiert gegen die Behandlung
der drei Herren und behält sich vor, für die ihnen angetane
Unbill Genugtuung zu verlangen .

Die Verfolgung der Lisenbabner .
Nach einer Havas -Meldung aus Koblenz hat die inter¬

alliierte Rheinlandkommission 433 neue Beamtenausweisnn -
gen verfügt , die hauptsächlich Zoll- und Eisenbahnbeamte tref¬
fen . Gestern vormittag erhielten fünfundnennzig Eisenbahn«
bedicnstete der Station Höchst a. M . den Ausweisungsbefehl mit
sofortiger Wirkung . Die Familien müssen binnen vier Ta¬
gen folgen. Von der Station Hochheim wurden, gestern samt-
lichc Eisenbahner vertrieben .

Die französische Besatzungshehörde Wiesbaden erliest ge¬
stern mittag gegen sechzig Eisenbahnbedienstete, in der Haupt¬
sache Lokomotivführerpersonal den Ausweisungsbefehl . Die
Familien müssen bis nächsten Dienstag daZ besetzte Gebiet
verlassen haben.

Außerordentliche Zuwendung kür die
Beamten und Staatsarbeiter .

Dem Haushaltsausschuh des Reichstags lag der Vorschlag
der Regierung vor, den Beamten brs zum 15 . April % und
zum 15. Mai % ihres gesamten gegenwärtigen Monatsein¬
kommens als außerordentliche Zuwendung auszuzahlen .

Die Arbeiter sollen am 18. April und am 11 . Mai neben
ihrem gewöhnlichen Lohn die tarifmähigen Bezüge für eine
Lohnwoche erhalten . Für dre Angestellten, Ruhegehaktsemp-
fänger und Hinterbliebenen ist eine entsprechende Regelung
vorgesehen. Gehcimrat Kühnemann erklärte , man habe die¬
sen Weg eingeschlagen, um eine Verteuerung der Lebenshal¬
tung , die einer Erhöhung der Teuerungszulage folgen würde,
hintan zu halten . Die Spitzenorgauisationen hatten nicht förm¬
lich zugestimmt, seien aber bereit , sich mir -dieser Regelung aü-
zufinden . Rach Klärung der wirtschaftlichen Berhültniffe
werde man zur Erhöhung der Grundgehälter schreiten . Staats¬
sekretär Schröder betonte, dast, wenn es nicht gelinge, das
Preisniveau weiter wesentliH zu ermäßigen , natürlich wei¬
tere Zahlungen erfolgen mühten . Der Ausschuß nahm die
Vorlage der Regierung an .

^Unerschütterlicher Mille zur Abwehr.
Zu Beginn dieser Woche fand eine Tagung der führenden

Arbeitgeber und Arbeitnehmer aller Wirtschaftszweige und
politischen Richtungen des gesamten besetzten und des Ein¬
bruchsgebietes statt , die im Anschluß an die Erledigung grund¬
legender wirtschaftlicher Fragen einstimmig folgende Entschlie¬
ßung faßte :

Die Vertreter von '
Arbeitgebern und Arbeitnehmern aller

Richtungen aus dem altbesetzten und den Einbruchsgebieten an
Rhein , Ruhr , Mosel, Neckar und Main sowie aus dem übrigen
Deutschland bringen erneut den unerschütterlichen Willen zum
Ausdruck, ungeachtet aller Not und Leiden, aller Bedrückun¬
gen und seelischer und körperlicher Mißhandlungen den paffi-
ven Abwrhrkampf fortzuführen . Mit derselben Entschlossen¬
heit, mit der sie jeden aktiven Kampf verurteilen und mit der¬
selben Entschiedenheit, mit der sie jede Möglichkeit zu Verhand¬

lungen als Gleichberechtigte ersaht, zu sehen wünschen - lehnen
sie die Entgegennahme eines Diktates ab. Luch sie wollen,
daß . der Ausgangspunkt jeder Verhandlung die Sicherung der
völligen Räumung der Einbruchsgebiete sein muß, die Schah-
loshaltung der durch den Einbruch au Leib und Gut Geschädig¬
ten , die Freilassung der widerrechtlich Gefangenen und die
Rückkehr aller aus ihrem Wirkungsreich Vertriebenen . Das
Ziel der Verhandlungen soll die Erhaltung des gesamten deut¬
schen Landes und die Lösung des Reparationsproblems sein ,
die bei der Übernahme aller Reparationsverpflichtungen , die
Deutschland tragen kann, uns gestattet, als freie Männer zu
arbeiten und zu leben.

Deutscher « eicbstag.
Vor Eintritt in die gestrige Tagesordnung verlas der Abg.

Wulle (deutschvölkisch) eine Erklärung , wonach Polizeibeamte
heute in das Bureau der Reichszentcale der deutschvölkischcn
Freiheitspartei eindrangen , die Räume abschlossen und das
Personal zum Polizeipräsidium führte . Der Leiter der poli¬
tischen Polizei hat den drei Reichstagsabgeordneten in der Ver-
kagsanftalt „Deutscher Herold" einzelne Räume freigegeben,
aber nur wenigen Angestellten den Zutritt gestattet. Gegen
diesen Gewaltakt des preußischen Innenministers , der einen
Berfassungsbruch darstelle und eine Bevormundung der Reichs-
tagsabgeordneten erhebe er hierdurch schärfsten Protest und
erwarte , daß sich die übrigen Parteien mit ihm solidarisch er¬
klären.

Auf Vorschlag des Präsidenten Lvebc wurde dem Geschäfts¬
ordnungsausschuß die Frage zur Prüfung überwiesen , ob die
vcrfassuiwsmätzigen Rechte des Reichstags durch die geschildcr - '
ten Vorgänge verletzt worden seien .

Hierauf wurde in die zweite Beratung des Hausbalts des
Reichsverkehrsministeriums eingetreten und zwar zunächst beim

Eisenbahnetat .
Der Etat beziffert sich nach den Ausführungen des Bericht¬

erstatters im Ordinarium auf fast ' 5 Billionen Mark . Das
Extraordinarium dagegen hat einen Anleihebedarf von 2 Mil¬
lionen Mark . Die Personalersparuug hat zwar große Fort¬
schritte gemacht , doch troffen auf den Betriebskilometer immer
noch 18 Köpfe gegen 13 im Jahre 1913.

Aus mehreren Entschließungen des Ausschusses, die vorge¬
legt wurden , sei erwähnt , daß die Freifahrt für Kinder bis zum
6. Lebensjahr und die Kinderfahrkarle bis zum 12. Lebensjahre
ausgedehnt werden soll. Zwischen den technischen und nicht¬
technischen Reichsbeamten soll ein Ausgleich herbeigeführt wer¬
den , sowie aus Ersparnisgründen die Zusammenlegung von
Klein- und Nebenbahnen. Die Einstellung von neuen Ange¬
stellten und Beamten bei der Reichsbahn und die Übernahme
auf Gemeinden , Länder und einzelne Reichsrefforts soll unter¬
sagt werden. Für besondere Fälle wird die Genehmigung des
Haushaltsausschusses verlangt .

Nach längerer Aussprache, an der sich Redner aller Parteien
beteiligen, wurde die Weiterberatung auf Montag 1 Uhr der-
tagt .

Tuchtbausstrake kür Lisenbabndiebe .
Von der 4. Strafkammer des Landgerichts in Köln wurde

nach fast siebenwöchiger Dauer der Hauptverhandlung am 8.
März d. I . gegen 66 wegen Diebstähl und Hehlerei Angeklagte,
die lange Zeit hindurch die Züge aus der Strecke Köln—Neuß—
Crefeld beraubt hatten , ein exemplarisches Strafurteil ausge¬
sprochen . 38 der Angeklagten erhielten insgesamt 41 Jahre
9 Monate Zuchthaus , 25 insgesamt 25 Jahre 2 Wochen Ge¬
fängnis und 3 größere Geldstrafen. Einzelnen wurden dazu
noch die bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer bis zu 10 Iah¬
ten aberkannt . Der entstandene Schaden wird teilweise ans
dem mit Arrest belegten Vermögen der Verurteilten gedeckt .
Unter den 66 Verurteilten befinden sich nur 3 Eisenbahnbeamte .

Selbstblockade der Franzosen .
Durch die Ungeschicklichkeit der offenbar vollkommen ungeüb¬

ten französischen Schiffsmannschaft ist dieser Tage unterhalb
Straßburg die Fahrrinne im Rhein durch ein gesunkenes Schiff,
das zuerst in der schmalen Fahrrinne sestgefahren war , gesperrt
worden.

Streik im Straßburger Daten .
Die Hafenarbeiter im Straßburger Hafen sind in den Streik

eingetreten , dadurch ist der Ein - und Ausladebetrieb im Ha¬
fengebiet stillgelegt.

Dr . Deim gegen die recbtsradikale
Propaganda der Tat .

Abgeordneter Dr . Heim veröffentlicht in der „Bayerischen
Staatszeitung " unter der Überschrift „Und was dann ? " einen
Artikel, der die Folgen eines rechtsradikalen PutschcS in Mün¬
chen bespricht.

Heim weist darauf hin, daß die Folge ein Bürgerkrieg sein
werde, in dem das übrige Deutschland nicht ruhig zusehen
werde. Alle Kräfte , die da verfügbar seien , würden sich gegen
ein rechtsaktivislisches Bayern wenden. Eine Hoffnung auf
Unterstützung durch rechtsaktivistisckw Gruppen von Norddeutsch¬
land sei Illusion . Gewinne der rechtsaktivistische Putsch in be-
bcschränkten Teilen von Bayern , dann sei es totstcher , daß das
umliegende Deutschland in Bayern einmarschiere und gegen
die bayerische Rechtsbewegung die Waffen ergreife . Da im
gleichen Augenblick Bayern von aller Zufuhr von Rohstoffen
jeglicher Art aus dem übrigen Deutschland abgeschnitten sei,
könne es sich nur um -eine Episode vielleicht von „ 100 Tagen "

handeln und was daun komme , sei schlechter als vorher . Ein
schnelles Erliegen der Betriebe und vor allem der Verkehrs¬
mittel wäre unausbleiblich . Hunderttauseude würden brotlos .
Hunderttausende von Fäusten würden sich gegen die Urheber
ballen. Auch das Ausland würde, wenn sich die Rechtsradikalen
ne Bayern trotzdem erhalten und sich gegen das übrige Deutsch¬
land wenden würden , nicht ruhig bleiben . Tschechoslowakische
Truppen würden von Osten, französische Truppen von Westen
und italienische Truppen von Süden sich gegen Bayern in
Marsch setzen. Die Folge wäre der Feind im Lande mit all
den furchtbaren Bedrückungen der Besetzung und letzten Eudes--
innecpolitische Reaktion nach links.

Zum Beiveis, daß das Ausland nicht ruhig einem Umsturz in
Bayern zusehen würde , erzählt Dr . Heim, daß im September
1922 , wo der Rücktritt des Ministeriums Lerchcnfeld mH Ge¬
walt erzwungen werden sollte — «s wurde damals von den der
Bayerischen Voltspartei nahestehenden Verbänden und von der
„Bayerischen Staatszeitung " sehr eindringlich vor Putschen ge¬
warnt — daß der Geschäftsträger eines feindlichen Großstaates
offiziell an maßgebenden Stellen habe wissen lassen : „ E§ dürfe
kecke Täuschung darüber bestehen , daß im Falle des Gelingens
dieses Planes die früheren Feindstaaten nicht ruhig zusehen ,
würden ." Dr . Heim schließt daher, daß das Ende der von den j
Rechtsradikalen gepredigten Politik der Tat bet

_ Verlust der
letzten Rechte der bayerischen Selbständigkeit wäre und daß
dann in Bichern sich die Dinge ebenso ungünstig entwickeln
würden wie in anderen deutschen Ländern . Alles dies zu über¬

sehen . in den Wind zu schlagen und zu baude. u , ohne' an bai t
Ende zu denken, , hält er für ein Verbrechen . - ’ ' -

Diese sehr richtigen Betrachtungen werden von der „Bah,i !-'

fchen-Stantszeitunü " mit der- Eckschränkung ausgenommen, baß
sie sichln keiner Weife mit den Ausführungen identifizi .re
und ihre Rechtfertigung allein dem Verfasser überlassen bleibe.

Kurze Nackricbten.
* Einschränkung der englischen Koksrinfuhr nach Frankreich.

Die „Journöc Industrielle " - teilt mit , daß der englische Ge¬
schäftsträger in Paris vorgestern bei seinem Empfang bei Poin »
care diesem auseinandergesetzt habe, die englische Regierung
sei in die Notwendigkeit versetzt , die Koksausfuhr nach Frankreich
einzuschränkcn. Das Blatt gibt diese Nachricht unter Vorbehalt
wieder, die jedoch, wie es hinzufügt , wenn sie sich bestätigen
sollte , große Schwierigkeiten für die französische Metallindustrie
in sich berge. Seit der Einstellung der regelmäßigen Koksliefe¬
rungen aus dem Ruhrgebiet habe der englische Schmelzkoks
einen beträchtlichen Anteil an der Versorgung der französischen
Hochöfen dargestellt .

* Warum hat Bayern nicht geläutet ? Die bayerische Demo¬
kratische Landtaac-sraknon hat folgende Interpellation an die
Regierung Knilling eingebracht: „ Ist die Staatsregierung in
der Lage, aufzuklären und zu begründen , warum das kirchliche

Grabgeläute , das im ganzen Reich für die von oen Franzosen
in Essen ermordeten Deutschen stattgefunden hat , allein in
Bayern unterblieben ist ?"

Übrigens hat das feierliche Totengeläute der Kirchen nicht
nur im ganzen Reiche , außer Bayern , stattgefunden , sondern
auch das abgctrennte Danzig hat durch Teilnahme daran sein
Zusammengehörigkeitsgefühl zum Reiche erneut bekundet.

* Die Folter in Lettland . Durch Verfügung des lettlän -
dischen Innenministers sind der Kreischef von Bauske , Oberst
Berkias , und sechs Angestellte der Kreispolizei aus dem Dienst
entlassen worden, weil auf der Bausker Kreispolizei bei Ver¬
hören die Folter angewandt wurde . Von Revisionsbeamten des
Ministeriums wurde laut „Rigaer Rundschau" unter anderem
festgestellt , daß ein Greis von 82 Jahren im Amtszimmer des
Kreischefgehilfen verhört und dabei derartig mißhandelt wurde,
daß er während der Vernehmung starb. Die ärztliche Unter¬
suchung stellte fest , daß vbtm alten Mann u. a . sieben Rippen
gebrochen waren , so daß innere Verblutung zum Tode führte .
Im vorigen Sommer wurde u . a . ein Untersuchungsgefangener
in der Weise gefoltert , daß man ihn mit den Füßen gegen die
Decke hißte und mit dem Kopf nach unten hängen ließ. Außer
zahlreichen anderen Roheitsdelikten wurde festgestellt , daß die
Kreisgewaltigen von Bauske recht „großzügig" mit Staatsmit¬
teln umgingen . So h-.rtte der Kreischef die Pflegerin seiner
kranken Frau dadurch entlohnt , daß er sie als Telephonistin mit
einem hohen Gehalt in seiner Kanzlei anstellte . Allerdings
steckte er rund zwei Drittel ihres Monatsgehaltes „aus sozialen
Gründen " in seine eigene Tasche . Auch sein Dienstmädchen und
das Dienstpersonal des Kreischefgebilfen wurden nach ähnlichen
praktischen Methoden entlohnt . Der Polizeichef und seine Fol¬
terknechte wurden jetzt den Gerichten übergeben.

* Die Propaganda für die russische Lufslotte Ende März
hat in Moskau unter dem Vorsitz des Höchstkommandierenden
der Roten Armee Kamenew die erste Sitzung des Vereins
von Freunden der Luftslotte bei der Kriegsakademie stattge¬
funden . In den Vorstand wurden gewählt Kamenew, Kro-
shewnikow , der lettische Bolschewist Stutschka, Primakow und
Anufriejew . Es wurde beschlossen, einen Aufruf an alle ehe¬
maligen Zöglinge der Kriegsakademie und an alle Personen
des Kommandobestandes der Roten Armee zu richten, um
möglichst viel Spenden für die Rote Luftflotte zu sammeln.
In allen Provinzstädten Sowjetrußlands finden Spenden¬
sammlungen zugunsten der Roten Luftflotte statt . Die offi¬
zielle Moskauer „Jswestija " hatte bis zum 31 . März über
760 000 Rubel der Emission vom Jahre 1923 für die Luft¬
flotte gesammelt.

* Eine bolschewistische Handelsexpedition nach Persien . An¬
gesichts des bevorstehenden Abschlusses des russisch -persischen
Handelsvertrages hat die Sowjetrcgierung beschlossen, nach
Persien eine Handelsexpedition zu senden . An dieser Expe¬
dition werden die Vertreter verschiedener Wirtschaftsorganisa¬
tionen und der russischen Orienthandelskammer teilnehmen .
Die Expediion verfolgt den Zweck, die persische Kaufmann¬
schaft darüber zu unterrichten , welche Waren gegenwärtig nach
Rußland ausgesührt werden und dort auf einen guten Absatz
rechnen können. Sowjetrußland wird auch an der landwirt¬
schaftlichen und Gewerbeausstellung teilnehmen , die von der.
russischen Regierung in Teheran demnächst eröffnet wird.

Wadiscbe Mocbenrückblicke.
Die neuen Kohlcnpreife und städtische Gas- und Strom -
rcchnungen — Forderungen zum Weiterbau am Neckar¬
kanal — Der Kohlen - und Maschinenraub in Offenburg.

t
Kürzlich brachten wir irr unserer Zeitung eine kurze Übersicht

über die neuen Kohlenpreise , die ab 1 . April in Kraft
getreten sind, nachdem der Reichsrat der Ermäßigung der Koh-
lenfteuer auf 30 Proz . seine Zustimmung erteilt hatte . Für den
nicht erfolgten Preisabbau wurde , solange der Kurswert
der Markhin - und herschwankte und seine abwärts gleitende Ten¬
denz beibehielt, zunächst die Markentwertung , die Frachttarife
und die hohen K o h l e n p r e i s e neben den hohen Löhnen
als Hauptgrund angeführt . Nachdem nun die Kohlen st e u e r
um 10 Prozent herabgesetzt wurde und auch die Kohlen pr eise
eine Senkung erfahren haben , nachdem ferner seit dem 15. Fe¬
bruar keine Frachttariferhöhung vorgenommen, ebenso der
Kurswert der Mart keine Änderung erfuhr , außerdem die
Löhne kaum gesteigert wurden , bleiben die Preise nicht nur
nicht konstant, sondern gehen, wie aus den- amtlichen Jndices
hervorgeht , noch weiter in die Höhe . Die Kohlen¬
händler weigern sich zum Beispiel - durch allerlei Einwände ,
den Preisabbau soweit mitzumachen/ wie er durch die Her¬
absetzung der Kohlensteuer und des Kohlenpreises eingetreten
ist — obwohl für die weitere Hochhaltung der Preise nicht die
leiseste Berechtigung besteht . Als die Preise die umgekehrte
Richtung nahmen , drängten die Kohlenhändler, datz auch für die
auf Lager liegenden Vorräte die neuesten bedeutend er¬
höhten Preise gefordert werden dürfen . Wenn man die
Blätter verfolgt, gehen auch in Nachbarstädten den Redaktionen
Klagen zu, wonach verschiedentlich Händler sich weigern , die
Kohlen zu den herabgesetzten Preisen abzugeben . Ja
einer solchen Zuschrift wird der Mannheimer Orts kohlen »
st e l l e zum Vorwurf gemacht, datz sie bis heute noch nicht die
neuen Preise festgesetzt und veröffentlicht hat . Es hat allen
Anschein , als mühte es tatsächlich so sein, datz von dieser er-
hcblichen Kohlenpreissenkuug beim Verbraucherpreis
nichts zu merken sein wird , weil die Verbilligung nicht
dem Verbrauch, sondern dem Handel zugute kommt. Und
kommt die Senkung der Kohlenpreise nicht auch den kohlender-
brauchenden Instituten , den Gas - und Elektrizi
tätswerken zugute ? Die Frage wird scheinbar lediglich

j durch die monatliche Gas - undStromrechnung
dem Fragesteller beantwortet . Es hat ja einmal , gelegentlich

i



»inet Stadrratssitzung - grheißn . -v - fe die SariSruhsr Stadtvev -
» nltung . im Gegensatz zu einer Reihe anderer Städte , die
-v' iröiiflt waren , ihre Preise äbermals zu erhöhen und die
KarlsruherOreise erheblich zu überschreiten, diesmal hie bis .
Herigen Preise beibehalten kann"

. Aber man ver-
Hchmieg. daß noch ganz andere Großstädte wie die , Landeshaupt »
«ladt Karlsruhe — wir nennen Berlin — es verstanden haben,
»je Preise ab 1 . April erheblichherabz usetzen .

Hoben die städtischen Behörden keinen Blick für diese un 4
« innige Höhe der derzeitig präsentierten Gas » und
Stromrechnungen ? Für eine mittlere Familie beträgt
doch eine solche Rechnung immerhin ca . 75 600 M . pro Monat .
Das sind für einen Familienvorstand bereits Zahlen , die das
rechte und gerechte Mast bei weitem überschreiten . Bei einem
Durchschnittseinkommen von monatlich 300 000 Mari wird al »
lein durch Gas - und Stromrechnung der hielte Terl des
Monatseinkommen verschlungen. Was wollen
ha die Rentner und die ärmsten der Armen machen, die
doch oft kaum so viel Rente oder Einkommen erhalten , als
diese einzige Rechnung von ihnen fordern würde ? Dre Gas »
« nd Strompreise nehmen keine Rücksicht auf Arm oder Reich ,
der Preis pro Kubikmeter bleibt derselbe und kochen muffen
die Armen ebenso wie die Empfänger höherer Monatseinkom¬
men . Es mutz da endlich irgend e,n Aus »
„ eg gefunden werden , da diese Zustande so nicht ble,»
den können Auch die anfangs erwähnte Kohlenpreis .,senkung
dürfte für die betreffende Verwaltung nicht zu einer hohen
Wand werden, hinter der sie sich mit ihrer praktischen Antwort
verschanzen wird . Wir wollen sehen und weiter — abwarten ,
was geschieh! . . . . . 1

Anläßlich der Kapitalserhöhung der Neckar-A -G . auf 3160
Millionen Mark und des gleic^ eitigen Beschlusses zur Aus¬
gabe von Schuldverschreibungen im Betrage von 8 Millionen
Friedensmark , die inzwischen seitens Württembergs gesetzlich
genehmigt wurden , wird in badischen und württembergischen
Zeitungen des Neckarlandes energisch der Weiterbau in
der stillgelegten Staustufe Feudenheim — Ilvesheim
gefordert .

Zur Begründung werden, wie die Mannh . Blätter berichten,
in erster Linie die Behinderungen und Kosten angeführt , die
für die Neckarschiffahrt dadurch entstehen, daß nach Fertig¬
stellung der angrenzenden Staustufe Wieblingen—Schwaben ,
heim die zu Berg fahrenden Schiffe von Mannheim bis
Schwabenheim den Kettenschlepper , von da im Kanal
Einzelschlepper und dann wieder von Heidelberg an den
Kettenschlepper benutzen müssen. Werden beide Staustufen
gleichzeitig fertiggcstellt. so fällt das wiederholte, zeitraubende
Zusammenstellen der Schleppzüge in Mannheim und Heidel¬
berg weg , von Mannheim bis Heidelberg benutzen
die Schiffe die zahlreich in Manrcheim ansässigen klei¬
nen Schraubenschlepper, die dann auch für die Tal¬
schleppzüge zur Verfügung stehen . Besonders wird auch
darauf hingewiesen, datz der langsame Ausbau des Schiff¬
fahrtsweges Mangel an geeignetem Schiffsraum erzeugt, da
der Ncckärfchiffer seine kleinen Schiffe durch 1000- bis 1200»
Tonnen -Schiffe ersetzen müsse , um erwerbsfähig zu bleiben .
Der Zweck des Neckartals, die Schiffahrt zu fördern , dürfe
nicht hinter dem Gesichtspunkt der Ausnutzung der Wasser¬
kräfte zurückbleiben .

Auch für Mannheim und seine Umwohner ist, wie die „N.
v . Lztg.

" schreibt , die Frage der Stillegung von Bedeutung ,
da Arbeitsgelegenheiten und B er d i e n st mög -
kichkeiten in größerer Zahl aufgehoben werden , und das
in Zeiten , in denen die Arbeitsmöglichkeit sich ständig vermin¬
dert , und immer größere Kreise auf die Erwerbskofen -Unter -
ftützung angewesen werden . Die städtischen Behörden haben
also Veranlassung, neben ihren Plänen für Notstandsarbeiten
auch auf die Wiederaufnahme der Arbeiten bei Ilvesheim —La-
deitburg hinzuwirken und die Bestrebungen der Schiffahrt zu
unterstützen.

Auf einen weiteren Grund für die Wiederaufnahme der
Arbeiten wird in den Mannheimer Zeitungen hingewiesen.
Es ist der überaus schlechte Eindruck, den die R u i n e n des
Kanalbaues bei Feudenheim und Ilvesheim auf die An.
tvohner, besonders unsere Jugend Hervorrufen müssen. ES
widerspricht deutschem Wesen, etwas anzufangen und es dann
Halbfertig siegen zu lassen . Deutscher Art entspricht die
Selbsthilfe , die die Stadt Eßlingen organisieren
will , um die Kanalarbeiten in der dortigen Gegend fertigzu¬
pellen . Sollte daher die Neckar -Waudirektion es wider Er¬
warten tatsächlich bei der Einstellung der Arbeiten belassen, so
müßte erwögen werden, ob nicht die Stadt Mannheim von sich
«ns diese gegen Entschädigung durch die entstehende Wasser¬
kraft fortsetzt .

• Seit bald drei Wochen fahren die. Franzosen aus Q f fr n » .
bürg , das als Eisnbahnkiwienpunkt ein großes Kohlenlager
besitzt, . der Reichsbahn . gehörenden - Koblen , etwa

. 50000 Tonnen , ah. .. Desgleichen beginnen die Franzosen , die
A u sb esse t u ngswerkstatten des Bezirks und die da¬
zu gelingen Magazine auSzuraümenl Der Weg¬
nahme des PutzmaterialS , des OelS und d«S Kleinwerkzeugs
folgt nun das Verladen der großen Maschinen . Für
diesen Zweck wurden, wie wir einmal kurz berichteten, zu den
vorhandenen bahneigenen Ladekranen noch drei Kranen äuS
Straßburg gebracht. . Welche Werte in den Magazinen und
Werkstätten enthalten sind, zeigt folgende Ausstellung nach
Friedenspreisen :

Der Wert der Kohle beträgt nrindestens 1250 000 Gold¬
mark , der des Oels , Kaübilds, Brennholzes und Werkholzes
240 000 Goldmark, Werkmetalles 450 000 Goldmark, sonstigen
Borats 100 000 Goldmark. Der Maschinenpark des« Ausbesse¬
rungswerks besteht aus etwa 250 besten Werkzeugmaschi¬ne n im Werte von etwa 1000 000 Goldmark. (Es sind dar¬
unter Spezialmaschinen, von denen heute eine einzige etwa
50 Millionen kosten würde .) Das übrige hochwertige Hand¬
werkszeug würde etwa 700 000 Goldmärk kosten . An rollen¬
dem Material wurden bisher über 40 Waggons und min¬
destens zwanzig große Lokomotiven abgeschleppt . Unter
diesen befinden sich neue Schnellzugsmaschinen IV f. i Frie¬denswert der einzelnen 140 000 Mark ) , IV h . (230 000 Mark )und schwere Güterzugsmaschinen G 12 (200 000 M . ), VIII e
(125 000 M . ) . Der Gesamtwert der verschleppten Lokomotiven
ist mindestens 2 800000 Goldmark.

Den heutigen Wert kann man leicht errechnen, wenn
man den Friedenspreis mit der Richtziffer für den Großhan¬
delspreis (zurzeit 8500 ) vervielfältig! . Rechnet man zu diesendirekten Verlusten die indirekten , wie sie durchden Ausfall und die Umleitung der Züge entstehen, so ergibt
sich in diesem kleinen Bezirk eine geradezu ungeheuerliche
Reqnung .

WadisGer Landtag.
Karlsruhe , 13. April .

Die Novelle zum Grund - und Gewerbestcuergesetz wurde
nachmittags in der Einzelberatung erledigt. Dabei kam es zueiner Auseinandersetzung zwischen dem Abg. Dr , Mattes (D .
Vpt . ) und Maier -Heidelberg (Soz . ) der erstcrem Sabotageab¬
sichten vorwarf , als er nochmals zu seinem Antrag sprach .
Nach Ablehnung aller weitergehenden Anträge wurden die
Ausschußbeschlüsse angenommen . Der Paragraph , der eine
Ermäßigung des Steuerwertes vorsieht, erfuhr in den höheren
Sätzen eine kleine Änderung , ebenso der Paragraph betr . die
Erhöhung des Steuerwertcs . Der Vorlage im ganzen stimmte
das Haus mit allen gegen 13 Stimmen (Volksparteiler ,
Deutschnationale und Kommunisten) Lei 7 Enthaltungen
(Landbund ) zu.

Es folgte ein eingehender Bericht des Abg. Dr . Glöckner
(Dem . ) über die Wohnabgabe. In der Aussprache erklärte
zunächst Abg. Dr . Schofer (Ztr . ) , daß die Auffassung in seinen
Reihen geteilt sei. Er persönlich werde trotz der schweren Op¬
fer , die sie dem Volke auferlegt , für die Vorlage stimmen .
Durch die Förderung des Bauwesens treten wir der Arbeits¬
losigkeit entgegen und beheben wir die Sorgen der kleinen und
mittleren Handwerker. Der Redner verweist eindringlich aufdie moralischen Gefahren des Wohnungselends .

Abg. Dr . Hanemann (Dtschn . ) bezweifelt, daß der beschrit -
tene Weg zum Ziele führe und wendet sich dagegen, datz Baden
höhere Sätze wie das Reich erhebt.

Abg. Graf (Soz .) Wären genügend Wohnungen vorhanden ,
so könnte auf dem Gebiete der sozialen Hygiene viel gespartwerden , aber auch staatspolitisch im Sinne der Erhaltungvon Ruhe und Ordnung ist die Wohnungsfrage wichtig . Wir
haben alle die Pflicht lindernd einzugreifen . Es wäre Vogel¬
straußpolitik , zu sagen, daß die Wohnungsabgabe zu hoch sei .
Hätten wir die Zwangswirtschaft aufgehoben, so wäre das
Chaos weit größer und der Mietpreis unerschwinglich.

Abg. von Au (Landbund ) hält im Gegensatz zum Vorredner
den allmählichen Übergang zur freien Wirtschaft für unbedingt
geboten, wenn wir aus der Wohnungsnot herauskommen wol¬
len . Die Zwangswirtschaft habe den Neubau verhindert .
Durch die Abgabe werden wir die Not niemals bannen können.Die private Bautätigkeit muß eingreifen. Daneben dürfenwir die alten Häuser nicht zugrundegehen laffen.

Abg. Bock (Komm. ) stimmte der Vorlage zu unter der Vor.
aussetzung, daß alle die von der Abgabe befreit werden , deren
Einkommen nicht mindestens dem amtlichen Index entspricht.

Locdmals „Auferstehung".
* Die Aufführung von Heinrich Berl ' S »Auferste -

Hu n g" im Landestheater ist von der gesamten hiesigen
Kritik als überflüssig, das Stück selbst als unzulänglich bezeich¬
net worden. Unser eigener Kritiker, Prof . Dr . Holl , hat in
seiner diesbezüglichen Besprechung auch einige grundsätzliche
Bemerkungen gemacht , denen wir nur zustimmen konnten. Jetzt
sehen wir, daß der Kritiker des „Badischen Beobach¬
ter s"

, Herr H. L. M .. in dieselbe Kerbe haut . Wir -halten
auch diese Ausführungen für bedeutsam genug , um sie hier
zum Abdruck zu bringen . Sie lauten :

«Der Autor des Stückes ist Schauspielkritiker an einem Karls¬
ruher Blatte . Dies vorweggenommen, mag sich die Intendanz
des Landestheaters , unter deren Verantwortlichkeit diese Dinge
fallen, zwischen zwei Möglichkeiten entscheiden ; entweder ver-
ftgt die verantwortliche Instanz auch nicht über das beschei¬
denste Maß von literarischem Urteilsvermögen oder dieses Ur¬
teilsvermögen ist vorhanden und das Stück wurde unter Aus -
schaltung der literarischen Qualifikation trotzdem angeuomme »aus Gründen , über die wir uns hier nicht in Vermutungen er-
gei-en wollen. Eines ist so schlimm wie das andere ,

- 5 ,
re lDa?:e tvohl noch bedenklicher , weil es nüchtern und

ruckiichtslos mit der gebührenden Bezeichnung belegt, ein
Schlaglicht auf Zustände werfen würde , die höchst bedauerlichund für die künstlerische Zukunft unserer Buhne besorgniserre¬gend sind Mit der gebotenen rückhaltlosen Offenheit stellen
>wr fest, dag die Schuld an diesen Zuständen die Leitung des
Landcsthcaters und einen Teil der Kritik gleichermaßen trifft .Denn es muß zu einer völligen Auflösung und Verwischung der
für die Kritik unerläßlichen Distanz zu den zu beurteilenden
künstlerischen Leistungen führen , wenn fortgesetztStücke von hiesigen Kritikern zur Annahmebeim Landestheater kommen . Wir haben gar nichtsdagegen vorzubringen , wenn solche Stücke, nachdem sie außer -
halb der Heimat ihres Autors die Feuerprobe bestanden haben,euch hier aufgeführt werden ; es scheint uns dann nach dieserSeite sogar eine gewiffe Verpflichtung vorzuliegen . Mehr Re-
Ierve! lautet die Forderung, die man im Interesse des An-
ehen? unserer Landesbühne nach beiden Seiten richten muß .fJm Falle Berl soll übrigens das Stück bereits , bevor der

Verfasser Theaterkritiker wurde, von der Intendanz zur Auf«
lührung angenommen worden sein. Doch ändert das an der

Richtigkeit der hier geäußerten , prinzipiellen Auffassung
nichts. Red.)

Noch ein weiterer Punkt wäre zu berühren : Der hier
vertane Aufwand an künstlerischer Kraft und
materiellen Mitteln ist sehr erheblich . Sieht
die Leitung des Landestheaters tatsächlich
keineanderen Aufgaben , die solchen Aufwand
von vornherein zu verlohnen versprechen ?
Der Kontakt unserer Bühne mit dem geistigen Leben der Zeit
ist so gut wie nicht vorhanden. Es gäbe hier Erstaufführungen
nachzuholen, deren Erfolg fraglos sichergestellt wäre , (Wir
denken an wenigstens einen Weismantel , an Brües , Paquet ,
Unruh , Werfel . ) Bangt man davor, dann möge man sich dar¬
auf besinnen, datz Strindberg hier erst mit einem be¬
trächtlicheren Werk aufgeführt worden ist. An der Wirtschaft¬
lichkeit solcher „ Wagnisse" ist (zumal bei der gewiß nicht klein¬
lichen, sondern hilfsbereit entgegenkommendenHaltung der bei -
den Besucherorganisationen) gar nicht zu zweifeln, sehr im Ge¬
gensatz zu dieser Morgenfeier, deren groteske Gelehrtendispu¬
tation sich hartnäckig in das Problem verstrickt haben soll, ob und
inwieweit und zu Lasten welcher Verantwortlichkeit die Licht¬
unkosten durch die Tageskasse bestritten sein möchten . . .

Eine Riehl -Gedenkausgabe. Zur 100 . Wiederkehr des Ge-
burtstages des Kulturhistorikers Wilhelm Heinrich
Wie hl (geb. 6. Mai 1803) erschien im Verlag Eugen Diede .
richs in Jena eine volkstümliche Auswahl der wesentlichen
seiner kulturhistorischen und soziologischen Arbeiten unter dem
Titel : ^Vom deutschen Land und Volke ." Mit dieser Aus¬
gabe, in der der Herausgeber Paul Zaunert mit der Einlei¬
tung ein Gesamtbild von Riehls Wesen gibt, tritt dieser erste
Geschichtsschreiber unseres Volkstums, zugleich eine über¬
ragende Persönlichkeit des 19. Jahrhunderts , tu neuem Ge -
wände vor das deutsche Volk als ein Mahner zur Selbstbe¬
sinnung . Der Preis der Ausgabe ist in Pappband 7, in Halb ,
leinen 8mal Entwertungszahl des Buchhandels.

* Der „Drei Mavken-Berlag A.-G München" hat ein neues
wertvolles Bändchen „Ludwig Th u i l l e " von Dr . Friedrich
Munter (Sammlung zeitgenössischer Komponisten) herausgege¬
ben, welches anläßlich des bevorstehenden Sanaten -AbendS
Brükner - Munter unsere Leser . interessieren dürfte .

. ALg. Frau « ernahs .fT . Vp-Iun - Abp. H»fheii,z. , x> m.I et .
klarten sich mit der -Abgabe gleichfalls einverstanden.

. Abg . Dr ^ Föhr (Ztr . ) wies auf di« , in die Vorlage hineinge» .
arbeiteten sozialen Klauseln hin.- > -

Abg Mager (Dntl .) trat , für die freie Bauweise ein .
Arbeitsminister Dr . Engler rechtfertigte die Wohnabgabe.wobei er sich mit den einzelnen Rednern auseinandersetzte.Wer ohne Zuschuß baue, dürfe über sein Haus nach den be¬

stehenden Bestimmungen frei verfügen . ,
‘

Damit war die allgemeine Aussprache beendigt.
In der Einzelberatnng empfahl der Berichterstatter Abg . Dr .Glöckner folgenden Kompromißvorschlag:Es werden erhoben im ersten Vierteljahr 1923 monatlich 10

Prozent des Steuerwertes , im zweiten Vierteljahr monatlich20 Prozent , im zweiten Halbjahr monatlich 30 Prozent , im
ganzen also 270 Prozent (nach der Regierungsvorlage 315 Pro -
zent ) . Diese Fassung bedeutet, datz die Abgabe rückwirkend
nicht erhöht wird.

Das Haus stimmte mit Mehrheit zu .Die gesamte Vorlage wurde gegen 9 Stimmen bei 4 Enthal
tungen angenommen , über die Befreiunr von der Abgabe sollen nach dem Wunsche des Hauses Richtlinien ausgcgeben wer.
den . Annahme fand ferner ein Antrag Maier -Heidelberg
(Soz . ). aus dem Holzerlös der Domänenverwaltungen Mitte -l
für Beamtenwohnungen bereit zu stellen . Hierzu katte Fi¬
nanzminister Köhler erklärt , daß er gegen den Antrag kein«
Bedenken habe. Es komme ganz auf den Umfang des Holz-
erlöses an , der in den letzten zwei Monaten gleich Null war .

Darauf wurden die Vorlagen betreffend die Grund - und Ge¬
werbesteuer und die Wohnabgabe auch in zweiter Lesuno. er¬
ledigt.

Nächste Sitzung unbestimmt. Schluß gegen 10 Uhr.

Wadiscbe Übersicht.
Mannheim .

Verschärfung der Zollsperre. — Kautionsfvrdcrungen für
Fuhrwerke.

Seit gestern früh 148 Uhr sammelt sich vor dein flanzösischen
Zollamt an der Rheindrücke eine große Anzahl Fuhrwerke an,die dort von den Franzosen angehalten werden. Soweit bisherin Erfahrung gebracht werden konnte , wird mit dieser Maß¬
nahme eine Verschärfung der Z- llsperre bezweckt. Während
bisher nur von der Ladung der Fuhren eine Abgabe verlangtwurde , müssen nun die Wagenführer eine Bescheinigung einer
Kaution in ziemlich hohem Betrage (wahrscheinlich 10 Prozent )vom Werte des Wagens abgeben. Diese Verfügung betrifftdie aus der Pfalz über die Rheinbrücke nach der badischen Seite
gehenden Gefährte ; die in Ludwigshafen einfahrenden Fuhr¬werke müssen sich dagegen in ein Verzeichnis eintragen laffen.Weiter wird noch berichtet : Bei der Fuhrwerkssperre , die
heute früh an der Rheinbrücke festzustellen war , handelt es sich
nicht um eine Zollabgabe, sondern, wie schon aus unserer Vor¬
meldung hervorging , um die Hinterlegung einer Kaution , die
aus dem besetzten nach dem unbesetzten Gebiet fahrende Fuhr¬
werke in Höhe von 10 Prozent ihres Wertes , her franzo^ chen
Zollbehörde hinterlegen . Der Zweck der Maßnahme ist die Ver¬
hütung der Fortschaffung von Fahrzeugen aus dem besetzten
Gebiet . Über die Hinterlegung der Kaution wird eine Beschei-
niguno ausgestellt , die den Inhaber berechtigt , ein Vierteljahr
lang ungehindert aus - und einzufahren . Nach Ablauf dieser
Frist kann der Erlaubnisschein erneuert werden. Die aus
dem unbesetzten Gebiet einfahrenden Fuhrwerke müssen sich
bei der Zollstelle an der Rheinbrücke in eine Liste eintragen
laffen , dann können sie auf Grund der erhaltenen Bescheini -'
gung jederzeit ungehindert wieder zurückfahren.

Nicht richtig ist es , daß die französische Wache aus dem Bp -
rea « des Verbandes der Binnenschiffer zurückgezogen wurde ;im Gegenteil haben sich die Franzosen dort häuslich eingerichtet,indem sie Strohsäcke herbeischafften und für Schlafgelegenheii
sorgten .

IRbeinau .
Aus dem Lager der „Manimex"

, Mannheimer Import - und
Exportgesellschaft m. b . H . für Holzhandel und Industriebedarf
im Rheinauhafen haben die Franzosen über 2 Kubikmeter
Bretter im Werte von über 900 000 Mark mit einer Fuhre weg¬
gefahren . Infolge der Besetzung hat die Firma keinen Lager¬
verwalter mehr auf ihrem Lager. Der französische Offizier »der die Wegfuhr veranlaßte , ließ daher den Hafenmeister kom¬
men. der die Stückzahl der weggefahrenen Bretter aufnehmen
mutzte. Wie inzwischen verlautet , sollen aus dem Holz Bette»
für die in der Sunlicht -Seifenfabrik einquartierten Truppen
gemacht werden . Der französische Offizier erklärte dem Ha
fenrneister , daß die Bretter von den Truppen bezahlt würde! .

Seit einigen Tagen ist das an der Münchwälderstraße lie¬
gende Lagerhaus des badischen Bauernvereins , die sogen.
Bauernhalle in Rheinau , das als Umschlageplatz des Vereins
dient , von den Franzosen in das besetzte Gebiet einbezogen
worden . _

Gegen L<Dmutz und Schund im Olm.
Auf Antrag des badischen Ministeriums des Innern hat die

Filmoberprüfstelle die Aufführung des Films „Die Geisha und
der Samurai "

(hergestellt von der Firmament - Gesellschaft für
Filmfabrikation in Berlins verboten. Der Film , dessen Vor¬
führung vor Jugendlichen bisher schon untersagt war , bringt
in schundhafter Weise ohne jede abschreckende Tendenz, vielmehr
unter Betonung der erotischen Seite , den Untergang einer Mor -
phinistin zur Darstellung .

Lntgleisung in Myblen.
Bei Einfahrt des Personenzugs 1652 in den Bahnhof Wyhle»

der Rheintalbahn entgleiste am 13. April der unbesetzte dritt¬
letzte Personenwagen auf der Eingangsweiche. Reisende sind
nicht verletzt. Ein Gleis konnte um - Mitternacht freigemacht
werden , das zweite war Samstag vormittag wieder befahrbar . .

Maldbrandgetnbr
PA . Zwischen Ostern und Pfingsten lockt die wärmere Wit¬

terung und größere Trockenheit, zumal nach der langen Regen¬
zeit , zu gesteigertem Ausflugverkchr in die Waldungen.
Gleichzeitig ereignen sich aber leider auch jährlich gerade in
dieser Zeit zahlreiche Waldbrandfälle durch Unvorsichtigkeit Er¬
wachsener oder unbedachte Ausschreitungen Jugendlicher.

Das Feuermachen im Walde ist zwar durch Gesetz allgemein
verboten , doch ist es dem Aufsichtspersonal oft nicht möglich^
an Hauptwandertagen überall zur Stelle zu sein, um die ge»
setzllichen Vorschriften durchzusetzen . Es muß daher auf da¬
verständnisvolle Mitwirken aller echten Naturfreunde beim
Waldschutz gezählt werden . Der Mihrzahl rücksichtsvoller
Wanderer dürfte es gelingen, in Verbindung mit dem Auf-
sichtspersonal leichtsinnigem oder böswilligem Treiben ent»
gegenzutreten .



Wehn Rauchen i« Wald «; soweit die- wegen besonderer
örtlicher «GeMrlichkeit nicht überhaupt «erboten ist, sollte
größere Vorsicht geübt werden . Weggeworfene glimmende
Zündhölzer , Zigarren - und Zlgaretteirirummel und Pfeifen »
asche können, besonder) bei bewegter Lust . Brände verursachen,
die rasch um sich greifen und nur schwer zu bewältigen sind.
Da ) Rauchen im Walde ist dann auch die häufigste Ursache
von Waldbränden .

Der Schaden, der durch Waldbrände entsteht, kann unbe¬
rechenbare Ausdehnung und Höh« annehmen , er veeinflutzr
uns «re an sich knappe Rohstoffversorgung und trifft die Ge»
samtheit der Wanderfreudigen und den̂ noch weiteren Kreis
der Steuerzahler , da Wald meist im öffentlichen Eigentum
der Gemeinden oder des Staates steht. Eltern und Schulen
sollten daher in erster Linie belehrend und erziehend für den
Schutz des Waldes und seiner Holzbestände eintreten . so daß
die Inanspruchnahme polizeilicher Mittel durch die Waldbe¬
sitzer und die Forstämter auf Ausnahmefälle beschränkt blei .
ben könnt« . Durch gegenseitige Belehrung und Erziehung
kann vor dem Eintritt von Schaden viel mehr erreicht wer¬
den. als durch Strafverfolgung , die oft erst nach entstandenem
Anglück einsetzt .

Wo ein Brand im Walde auSgebrochen ist, kann er oft noch
im Entstehen unterdrückt werden . wenn Hilfsbereite entschlos¬
sen und rasch zur Stelle sind . Löschwerkzeuge sind in erster
Lime Hauen und »Schaufeln , zur Rot kann ein Bodenfeuer mit
grünen Ästen ausgeschlagen oder niedergehalten und mit Erde
bedeckt werden . Radfahrer oder rasche Läufer sollten die
Verständigung des nächstgelegenen Bürgermeisteramts über¬
nehmen , von wo aus das Forstamt und das Bezirksamt unter¬
richtet werden können.

Industrielle Großbetriebe in Lüden
lm Jabre 1922 .

Rach den Ermittelungen des Statistlschen Landesamts , laut
Nr . 3 der »Statistischen Mitteilungen ' , vom Sommer 1922
gibt eS in Baden 594 industrielle Betriebe, -in denen IVO und
mehr Arbeiter beschäftigt werden ; hierbei sind Zweigbetriebe
als besondere Betriebseinheiten behandelt. ES entfallen somit
auf die industriellen Großbetriebe 15,7 Prozent der Betriebe
mit 10 und mehr Arbeitern .

Die Gesamtzahl der in diesen 594 Betrieben beschäftigten
Arbeiter und Arbeiterinnen beträgt 191 779 . Nicht enthalten
in den obenerwähnten Zahlen ftnd die öffentlichen Betriebe
deS Staates und der Gemeinden sowie die Großbetriebe im
Bau -, Handels - und Verkehrsgewerbe. Von der Gesamtzahl
der Großbetriebe entfallen 284 mit 67 319 Arbeitern auf die
oberländischen und 330 Betriebe mit 124 460 Arbeitern auf die
unterländischen Jndustriebezirke einschließlich des Amtsbezirks
Rastatt .

Am stärksten sind die Großbetriebe in den Industriestädten
deS Landes vertreten ; so entfallen auf die Stadt Mannheim
73 Betriebe mit 41654 Arbeitern , auf Pforzheim 53 Betriebe
mit 13 951 Arbeitern , auf Karlsruhe 35 Betriebe mit 18 008
Arbeitern ; es folgen die Städte Freiburg (19 Betriebe mit
4026 Arbeitern ), Lahr ( 13 Betriebe mit 2267 Arbeitern ) , Ra¬
statt und Heidelberg mit je 9 Großbetrieben und 2834 bczw.
2199 Arbeitern , Weinheim und Lörrach mit desgl. je 8 und
5247 bezw . 2390 Arbeitern . Je 4—7 Großbetriebe größeren
oter geringeren Umfanges finden sich in Konstanz, Singen
a H ., Villingen , St . Georgen , Furtwangen , Säckingen, Schopf,
^ im, Emmcndingen , Offenburg . Ettlingen , Durlach, Bruchsal
«nd Schwetzingen; aber auch in Landorten sind industrielle
Großbetriebe vertreten .

Ein großer Teil der vorhandenen Großbetriebe , und zwar
hll mit 22 900 Arbeitern , entfällt auf die Nahrungs - und Ge-
«kißmittelindustrie, darunter sind allein 106 Betriebe der Ta -
hck- und Zigarremndustrie mit 17 400 Arbeitern . Auch die
Industrie der Maschinen, Instrumente und Apparate zählt an
hundert (107 ) Großbetriebe mit etwa 57 000 Arbeitern . Nahe¬
zu je hundert Großbetriebe sind zu rechnen auf die Textil - und
auf die Metallverarbeitungsindustrie (99 bezw . 88 Betriebe
mit 34 400 bezw . 24 500 Arbeitern ) , ferner 40 mit etwa 10 000
Arbeitern auf die Holzindustrie, 37 mit fast ebensoviel Arbei¬
tern auf die Industrie der Steine und Erden und 35 mit über
12 000 Arbeitern auf die Papierindustrie . Über 20 ( 22) Groß¬
betriebe (7100 Arbeiter ) hat auch die Chemische Industrie aus¬
zuweisen, je etwa ein Dutzend die Lederindustrie ( 14 ) und das
Polygraphische Gewerbe ( 13) ; gleich groß ist die Anzahl der
Großbetriebe in der Industrie der Lacke, Ole, Seifen , Firnisse
und Fette sowie in der Bekleidungsindustrie (je 7) . Durch >mr
einen Großbetrieb ist das Reinigungsgewerbe vertreten .

In 615 Großbetrieben sind 101 bis unter 500 Arbeiter be¬
schäftigt, darunter sind 338 Betriebe nnt 101—200, 107 mit
201—300 und 70 Betriebe mit 301—500 Arbeitern ; in 78
Großbetrieben sind jeweils über 500 Arbeiter beschäftigt und
in 30 von diesen je mehr als 1000. Unter den Großbetrieben
mit über 1000 Arbeitern sind 12 Maschinenfabriken, 6 metall-
industrielle Betriebe , 4 Betriebe der Textilindustrie , 3 aus der
Jndustriegruppe Gummi und Leder, 2 aus jener der Steine
und Erden , ferner gehört je einer von den größten Betrieben
der Papier - und Zellstoffindustrie, der Nahrungs - und Genuß¬
mittelindustrie und der Industrie der Seifeii und Fette an .

Wenn in Baden auch keine Fabriken von dem Umfange ein¬

zelner Riesenbetriebe, wie z. B . im Rheinland und Westfale«,
zu finden sind , jo stehen doch an der Spitze unserer badischen
Großindustrie auch ansehnliche und bedeutende Betriebe. Als
die größten Fabriken des Landes kommen in Betracht eine
Fabrik landwirtschaftlicher Maschinen und einen Automobil-
und Motorenfabrik in Mannheim , die beide ohne Angestellte
zur Zeit der Erhebung je über 5000 Arbeiter beschäftigen. In
einer Karlsruher Maschinenbauanstalt , ferner in einen Näh¬
maschinen- und Fahrradfabrik in Durlach und in einer Zell¬
stoffabrik in Mannheim waren je über 3000 Arbeiter beschäf¬
tigt . Nahezu 3000 Arbeiter beschäftigte eine große Mann¬
heimer Fabrik für den Bau von elektrischen Maschinen und
Anlagen und über 2700 die größte Lederfabrik deS Landes in
ihrem Betriebe in Weinheim. Neben einer » eiteren Näh-
maschinenfabrik in Karlsruhe mit 2500 Arbeitern seien noch
genannt eine Gummi - und Celluloidfabrik in Mannheim mit
2400, eine Lastautomobilfabrik im Murgtal und eine Waggon¬
fabrik in Heidelberg mit je 2100 Arbeitern . In der Textil¬
industrie wurden die meisten Arbeiter und Arbeiterinnen
( 1900) von einer altbekannten Spinnerei und Weberei in der
Nähe von Karlsruhe (Albtal ) beschäftigt, ebensosiele von einem
Eisenwerk im Rastatter Bezirk. Eine Karlsruher Parfümerie -
und Toilettenseifenfabrik und und eine NahrangSmittelfabrik
der Bodenseegegend verfügten über je 1600 Arbeiter und Ar.
beiterinnen . In der Pforzheimer Schmuckwaren« und Edel¬
metallindustrie sind die größten Betriebe eine Uhrkettenfabrik
mit 1500 und eine Bijouteriefabrik mit 1300 Arbeitern . Eine
Armaturenfabrik mit 1200 Arbeitern und ein Portlandzement¬
werk mit über 1100 besinden sich in Mannheim bezw . in der
Nähe von Heidelberg. Die Hächstzahl der Arbeiter , die von
einem Betrieb der Uhrenindustrie erreicht wirb , beziffert sich
auf 850 . In der Tabak- und Zrgarrenindustrie beschäftigt
die meisten Arbeiter (965 ) eine Zigarettenfabrik , in. größerem
Abstande folgen eine mit Zigarrensortiererri verbundene
Rauch- und Kautabaffabrik (490 Arbeiter ) und eine Zigarren¬
fabrik im badischen Oberlande mit über 300 Arbeitern ; der
größte Betrieb der Holzindustrie zählt deren 460 .

In der Erhebungszeit waren von je 100 Arbeitern der in
Frage stehenden Industrien 66 in Großbetrieben tätig , in der
Chemischen Industrie und in der Textilindustrie war der An¬
teil weit höher (88 v . H .) ; auch in der Maschinenindustrie und
in der Industrie der Lacke , Ole, Firnisse, Seifen und Fette , so¬
wie in dee Leder- und in der Papierindustrie arbeiteten je über
drei Viertel aller Arbeiter in Großbetrieben , i» der Industrie
der Steine und Erden und in der Metallverarbeitungsindu¬
strie je über die Hälfte.

Aus der Lündesbüuptstüdt .
Vom Landgericht.

Gleichzeitig mit dem Dienstantritt deS neuen Landgerichts-
Präsidenten sind auf 1 . April 1923 am Landgericht einige orga¬
nisatorische Veränderungen eingetreten . Bei den sechs Zivil¬
kammern und den — jetzt tatsächlich drei — Kammern für Han¬
delssachen beschränken sie sich auf geringe Änderungen in der
Besetzung und in der Abgrenzung der Bezirke. Erheblicher find
die Änderungen , soweit sie die Strafrechtspflege betreffen. Die
im Jahre 1921 zurzeit der Hochflut der Strafsachen errichtete
5. Strafkammer ist aufgehoben worden und an ihre Stelle fit
das Wuchergrricht als besondere Kammer getreten. Das Wu¬
chergericht in Pforzheim ist aufgehoben und sein Bezirk dem
Karlsruher Wuchergericht zugeschlagen worden . Da dadurch
dessen Bezirk vergrößert ist und da insbesondere die Staatsan¬
waltschaft neuerdings angewiesen worden ist , die im Wucherge¬
richtsgesetz vom Jahre 1919 bezeichneten wirtschaftlichen Ver¬
gehen und Verbrechen stets ans Wuchergericht zu bringen —
bisher wurden sie teilweise von dem Schöffengericht oder der
Straftammer abgeurteilt —, so wird das Wuchergericht viel
öfter als ftüher tagen und die zur Teilnahme daran ausge¬
losten Schöffen häufiger beiziehen müssen. Die 1. Strafkam .
mer (Stadt Karlsruhe und Mühlburg ) , die seither unter dem
Vorsitz des Landoerichtsdirektors Dr . Kempff am Freitag tagte,
hält ihre Sitzungen künftig am Donnerstag unter dem Vorsitz
des Landgerichtsdirektors Dr . Kirsch ab . Die Sitzungen des
Wuchcrgerichts finden am Freitag statt ; Vorsitzender desselben
ist Landgerichtsdirektor Bender.

• Beschädigung der Hirschfiguren im Schloßgarten . Nach¬
dem erst dvr kurzem s. Zt . in gewöhnlicher Zerstörungswut
verstümmelten beiden Hirschfiguren tm hiesigen Schloßgarten
mit großen Kosten instandgesetzt worden waren , ist in den
letzten Tagen wieder die eine Figur beschädigt worden. Mit
Hilfe eines Augenzeugen ist es der Polizei gelungen , die Tä¬
terin . ein Ikjähriges Mädchen von hier , feftzuhalten . Die
Täterin wollte <m) Mutwillen auf den Sockel hinaufsteigen
und hielt sich dabei an der einen Gewerhstange fest. Da das
Geweih brach , kam sie zu Fall und zog sich durch den eisernen
Spitzenkranz am Sockelrand eine körperliche Strafe zu . We¬
gen Übertretung der Schloßgartenordnung wird sie in Polizei¬
strafe genommen werden . Für die nicht unerheblichen Kosten
der Wiederherstellung wird der Vater aufzukommen haben.

DZ . Karlsruhe , 14. April . Gestern abend kurz nach 8 Uhr
verschied nach längerem schweren Leiden Geistlicher Rat und
Stadtdekan Link, Pfarrher von St . Stephan , im 53. Lebensjahr .

* Pauk« Weller» die erste Altistin unseres LandcstheakerS,
hat sich auf vielfachen Wunsch hin entschlossen , den fühlbar ge¬
wordenen Mangel an Liederabenden abzuhelfen, indem sie
DieuStag dey 17. April im Eintrachtsaale ein eigene» Konzert

S
eifen wird . Als Konzertaltistin großen Stils dürfte Paula
Leber mit ihrem prachtvollen Organ und der Eindringlichkeit

hlrer Borträge alle Anwartschaft darauf haben, eine der ersten
Altistinnen Deutschlands zu werden.

* Filmabend des BerkrhrSvereia». Wir weisen nochmals auf
den heute abend- 8 Uhr im städtischen KonzerthauS stattfinden¬
den Filmabend , verbunden mit gesanglichen und musikalischen
Darbietungen hin . Zu den bereits vorgesehenen Filmen : »Die
Eismeerinsel Island ", »Das Riesengebirge" und »Die Geheim-
Nisse des Maikäfers " kommt voraussichtlich noch ein weiterer
sehr schöner neuer Film »Die Nordsee und Nordseebäder". Der
Film ist Eigentum der Hamburg —Amerika-Line und wird von
ihr eigens für diesen Filmabend hierher übersandt, wird also
hier nur einmal gezeigt. Er stellt eine Fahrt durch die Nordsee
und die Nordseebäder, von Hamburg ausgehend, dar und ge¬
währt äußerst interessante Einblicke in das Leben auf hoher
See und in das Bade- und Strandleben an der Nordsee. Der
Besuch dieser Veranstaltung dürfte nach allem sehr lohnend sein .
Auf das in dieser Zeitung vorausgegangene Inserat wird noch¬
mals hingewiesen.

Staatssnzeiger .
Die persönliche Berechtigung zum Betrieb einer neu zu er¬

richtenden Apotheke in Durlach (Stadtteil Aue) und zwar im
Gebiete jenseits der Killisfeld- und Auerstraße nach Süden zu,
wird zur Bewerbung ausgeschrieben.

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeug¬
nisse binnen vier Wochen hierher einzureichen.

Karlsruhe , den 11 . April 1923 .
Der Minister des Inner «.

Remmele . Zeller .

Dem Kreisturnwart des X. deutschen Turnkreises (Baden)
wurde die Erlaubnis zur Veranstaltung einer Geldlotterie er¬
teilt .

Karlsruhe , den 6. April 1923.
Der Minister de» Junen ».
I . A . : Dr . A . Jung . Schmidt.

Die von der Generalversammlung der Mauuheimer Dar «
leihkaffe beschlossene Auflösung der Kaffe wurde unterm Heu¬
tigem genehmigt.

Karlsruhe , den 12 . April 1923 .
Der Minister de» Inner «.

I . B . : Leer ».

Personeller Teil .
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen ustv.

der planmäßigen Beamte «.
AuS dem Bereich des Ministeriums deS Inner ».

Ernannt :
Oberregierungsrat Philipp Kohlmeier zum Berwaltungsge -

richtsvat, Regierungsassessor Dr . Herbert Hassencamp-Ftscher
zum Amtmann in Rastatt .

Bersetzt :
Ministerialrat Dr . Karl Scheffrlmeier im Staatsministerium

in das Ministerium des Innern .
Planmäßig angestellt:

die Registraturgehilfin Martha Hof bei der Landesversiche-
ruugsanstalt Baden hier mit der Amtsbezeichnung Kanzlistin .

Justizministerium .
Ernannt :

der außerplanmäßige Amtsrichter Josef H«g zum Amts¬
richter in Karlsruhe , Staatsanwalt Hellmuth Schnitzler i«
Offenburg zum Amtsrichter in Kehl .

Zuruhegesetzt auf Ansuchen :
Berichtsoberverwalter Valentin Feuerstein beim Landgericht

Konstanz.
Ministerium des Kultus und Unterrichts.

Ernannt :
den Privatdozenten Dr . Ernst Ansel mit Wirkung vom 1.

April 1923 an zum außerordentlichen Professor für angewandte
Mathematik an der Universität Freiburg .

Planmäßig augestellt :
der außerplanmäßige Amtsgehilfe Karl Anton Eckert an der

Universitätsbibliothek Freiburg .
Ministerium der Finanzen.

Ernannt .
Kanzlistin Maria Schwaab beim Finanzministerium zur

Kanzleiassistentin.
Domänencibteilung.

Ernannt :
Güterauffeher Josef Tröndle in Holzhausen zum Güterober ,

anffeher .
Gestorben :

Bezirkstierarzt Dr . Wilhelm Friedrich Dietrich in Bonndorf ;
Kanzlistin Anna Tritschler beim Landgericht Karlsruhe .

Badisches Landestheater .
Sonntag , den 15 . April .

vorm . II ' /,—1 Uhr . Sp . I . Abt 1600 M.
Literarische Morgenfeier .

(JohannJPeter Hebel .)
abends 6 ' /, b - g . V,10 Uhr . , Sp . I . Abt . 7000 M.

Don Jüan .
Konzerthaus .

abends 7 b . g . 9V, Uhr . Parkett I - Abt . 3000 M.
Die fünf Frankfurter . .

Neu ! Neu ! Neu ! Neu !

s » Multiplex * |
£ Schnellkonservierungs - Apparat ^
Bj verblüffend einfach , vielseitig, billig, jedem {3*
? bestehenden Steril isierverfah r en ©
< weit überlegen . B -375 S
r Spart Heiznt , Bits, NÜ, md titat g
© Vorführung ohne Kaufzwang N

^
Vertreter an allen Plätzen §

0 Metz & Marx lnd. Union Metz f
Kreuzstr . 31 Karlsruhe Teleph . 3872

Eintrachtsaal
Dienstag , den 17. April , 8 Uhr :

Liederabend
RA . UEA . WEBER
■ Am I

Lieder 1
Am Klavier : Wilhelm Schweppe

Lieder v. Schubert u. Wagner , Arie v . Bruch
Karten zu 1000 , 800 , 600 u . 400 Jt bei

Kurt neufeldt , Ufaldstr. 31

WnW MUMM in »Unheil».
In Ausführung der Beschlüsse der Generalversamm .

lungen vom 25 . März 1912 und 2. November 1922
werden 5730 Stück »eue Aktie » von M . 1200 .— = M.
6876000 .— Nennwert , dividendenberechtigt ab I . März
1923 , den Aktionären zum Bezug angeboten. ,

Auf je M . 4800.— Aktienkapital kann eine neue
Aktie im Nennwert von M . 1200.— zum Kurs von
600®/„ zuzüglich Börsenumsahsteuer und eines Pau¬
schalbetrages von M . 650-— für Bezugsrechts-Steuer
(dessen Erhöhung Vorbehalten bleibt) bezogen werden.
Die Ausübung des Bezugsrechts ist bei Vermeidung
des Verlustes desselben bis einschl . 15. Mai ds . Js -
zu erklären und zwar nach Wahl :
in Mannheim bei der Rheinische» Hypothekenbank, der

Rheimsche« Kreditbank und deren sämtlichen Nie -
derlaffungen , der Mamcheimer Bank A.-G. und
der Südd. Bank, Abteilung Schein . Creditbauk ,

in Frankfurt a. bei der DarmstSdtrr . «nd Rational-

bank, Deutsche» Bau! Filiale Frankfurt a. M .,
Deutschen EAesteu- und Wechselbank, Deutschen
Bereiusbank » Direktion der Diöcouto -Gesellschajt,
Frankfurter Htcholhekrnbauk und M . Hohenems« ,

i» Berlin bei dem Bankhaus S . Bleichröfer , bei der
Deutsche» Bank «nd der Direktion »er Disconto-
Gesellschast,

i» Stuttgart bei der Mirttembergischeu Bereiusbank »
tu Reustadt a. d. Hdt bei dem Bankhaus G . F . Grohs-

Henrich,
iu Saarbrücken bei de» Bankhaus G . F . Grohe-Heurich

& C».

Metallbetteu
Stahlmatr. , Kinderbett., direst
an Private, Katalog 78 R frei.
Eisen Möbelfabrik Suhl (Thür.l

Infolge Stillegung der
Karlsruher Lokalbahn ver¬
steigert die Gemeinde am
Montag, deu 16 . bS. Mts .,
«achmittags 5 Uhr, die am
Bahnhof in Spöck gelegene

Hierbei find die alten Wien (Mäntel mit 2 gleich¬
lautend vollzogenen» bei den Anmeldestellen erhältlichen
Anmeldeformularen ! zur Abstempelung einzureichen.
Der ausmachende Betrag mit M . 7850-— pro Aktie
zuzüglich Börsenruusatz-Steuer und den üblichen Bank¬
spesen ist bei der Erklärung des Bezugsrechts än die
Anmeldestelle bar zu entrichten. B .38?

Mannheim , de» 13. April 1923 .
Rheinisch « Hypothekenbank.

gegen Abbruch . Die Halle
ist 14 *

,
', m lang , 57 , m

breit und hat 4*/ . m Stock¬
höhe und eignet sich be-
sonders als Lagerhalle
oder Werkstätte. Kauflieb¬
haber ladet ein. 33-386

Spöck, 13. April 1923 .
Der Gcmeindcrat .

Hofheinz , Bürgermeister .

Badieche Lichtspiele ■ Konzepthaus
Montag « den 16., Dienstag , den 17. , abends 8 Uhr , Mitt¬

woch , den >8 -, nachmittags 5 und abends 8 Uhr

Die Wunder des Mikroskops . — Hochbahn in New-
York. — Wandel und Werden im Insektenreich. —
Bilder aus Island »— Naturgeschichte des kl. Moritz.

Hk . 400 _ _ 700 . - , 800 —

Druck der Karlsruher Zeitung .
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